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Mitthetlungen aus ber Praptä: 

Nach Artikel XIV des ſterrelchſſchritalieniſchen Friedensvertrugez vom 3. Ockober 1866 
hub Diejenigen Perfonen, welche zur Zeit bes Frfedensſchluſſed „babitants“ von 
e een wren, uicht ad fte ſche Etoalsbtrger zu Beitaditen, 
wenn fie nicht die Erklärnng abgegeben, in bie öſterteſchiſchen Staoten ſich zur 
rlickzlehen zu wollen. 

Prlogtrechkliche Einwendungen gegen eine gewerbliche Beteſebsaulage, welche ſich 

lediglich gegen die Wafferwerfäanlage richten, können den Ahſpruch Über die 
gewerölſche Zuläſfgkelt ber Anlage nicht aufſchleben. ($ 86 Gem. Drbg. u. 9 88 
bes Höhm, Waſſerrechtsgeſetzes v. 28. Aug. 1870.) 
Dosgleichen können privatrechtliche Einwendungen der Art, daß ſie die Augfüh⸗ 
rung einer Belxſebsanlage von privatrechtlichen Standpunkte ons nicht unhe⸗ 
dingt zu behindern wermogen, nicht nach Maßgabe des $ 86 Gew. Ord. in Be. 
achlüng gezogen werden. 

Die Bebentung ber ſtatiſtiſchen Forſchung für die Verwalkung. 


Ver ord nungen 
Derjenaltım 
Erlebignugen 


Die geſetzlichen Anordnungen über Blitzableiter. 


Die Frage über die Anwendung von Blthablektungsvorrichtungen 
an Gebäuden und das hiebei zu beſolgende Syſtem iſt in Oſterreich 


bisher einer allgemeinen geſetzlichen Regelung nicht unterzogen worden. 


Man bat ſich nur darauf beſchränkt, theils im Verorbnungamege, theils 
im Wege der Landesgeſeßgebung ſpecielle Beſtimmungen über die Her⸗ 
ſtellung folder Vorrichtungen bei größeren öffentlichen Gebäuden, 
N bel Kirchen, ſowie bei gewiſſen Werksanlagen zu erlaſſen, 
dann verſchiedene Anordnungen über die Ueberwachung derſelben zu 
treffen, und die Verbreitung der Blitzableiter überhaupt durch Beleh⸗ 
rung über deren Vorkheile und über die einfachſte und zweckmäßigſte 
Conſtruction derſelben zu fördern. 

1. In Bezug auf die Herſtellung der Blipableiter iſt ſchon 
im Jahre 1806 an die Staatsbauorgane ein Auftrag dahin ergangen 
(Verordnung der niederöſterreichiſchen Landetregierung vom 26. Junf 
1806, 3. 19.013), bet allen Kirchen⸗ und Thurmbartentwärfen jeber- 
zeit dieſe vorzügliche Sicherhettsanſtalt zu beachten; bei neuen Thür⸗ 
men Bligableiter anzubringen und die Thurmkreuze dazu zu be⸗ 
nützen, und auch bei Reparaturen alter Thieme hierauf thunlichſt 
Bedacht zu nehmen. 

Diefe Weiſung wurde durch ſpätere Verordnungen (Hofkanzler⸗ 
deeret vom 16. December 1817, Verordnung der niederöſterreichiſchen 
Landesregierung vom 23. Jänner 1818, Nr. 2677) auf alle öffent⸗ 
lichen Gebäude ausgedehnt. 

In mehrere Landesgeſetze über die Bauordnung ſind fohin dle 
poſitiven Beſtimmungen aufgenommen worden „daß neu zu erbau⸗ 
ende Thürme mit Bligableitern zu verfehen (§ 43 Bauordnung für 
Miederöſterreich vom 28. März 1866, L. G. B. Nr. 14), und „daß 
an allen freiſtehenden Rauchfängen bei Werkslocalitäten mit ſtarker 
Feuerung Bligabletter anzubringen ſind“ ($ 52 Bauordnung für die 


Landeshauptſtadt Czernowitz vom 7. December 1869, L. G. Bl Nr. 1, 
$ 34 Bauordnung für Graz vom 16. Auguſt 1856, L. G. Bl. 
Nr. 14). 

A Unter den verſchtedenen Anordnungen über die Beaufſich⸗ 
tigung der Blitzableiter iſt die in einigen Bauordnungen ($ 1 lit. 4. 
Bauordnung für Niederöſterreich vom 28. März 1866, L. G. Bl. 
Nr. 14) enthaltene Vorſchrift hervorzuheben, wornach deren Auf⸗ 
ftellung zu jenen baulichen Vornahmen gehört, „welche eine beſondere 
Baubewilligung erfordern“. 

Außerdem werden ſchon durch ältere Vorſchriften über die 
Feuerlöſchordnung ($ 27 Feuerlöſchordnung vom 28. Mal 1802 für 
die Stadt Klagenfurt, polit. Geſ. Samml. 17. Band, Nr. 44, S. 
131) die Beſitzer von Gebäuden, welche mit Blipablettern verſehen 
find, verpflichtet, die Beſchaffenheit diefer Ableiter wenigſtens einmal 
des Jahres durch Kunſtverſtändige unterſuchen zu laſſen, damkt die 
auß was immer für Urſachen entſtandenen Beſchäbigungen gehörig 
entdeckt und verbeſſert werden können. 

3. Wat die Conſtruction der Blitzableiter betrifft, fo iſt 
das in Oeſterreich hiebei gewöhnlich befolgte Syſtem jenes ber offene 
ſtwen Leitung, beſtehend aut eiſernen Auffangſtangen mit kupſerner in 
Feuer vergolbeter Saugſpitze und flachen aus Kupfer oder Elſen ver⸗ 
fertigten Leitſchienen, welche an dem Pachfirſte und an den ſenkrechten 
Mauern durch Trageiſen gehalten, und nach Thunlichkeit entweder in 
einen Brunnen oder Waſſerabzugscanal oder in das feuchte Erdreich 
verſenkt werden, wo dieſelben in mehrere, gewöhnlich mit Zink oder 
Blei umwickelte und mit Asphalttheer augeſtrichene Spigen auslaufen. 

Damit dag elektriſche Fluidum von den Leitſchreuen nicht ab⸗ 
ſpringe, wird auf deren metalliſche Conkiunität von der Auffangſpitze 
bis in die feuchte Erde ein befondered Augenmerk gerichtet, und es 
iſt in dieſer Beziehung in mehreren Bauordnungen (J. B. Bauord⸗ 
nung für die Landeshauptſtadt Czernowitz vom 7. Detember 1869, $ 52 
L. G. Bl. Nr. 1 ex 1870) die poſttive Beſtimmung enthalten, daß, 
„wenn auf einem Gebäude Blitzableiter aufgeſtellt werden, hiebei auf 
eine vollkommene Leitungfähigkeit bis in den Erdboden zu ſehen tft”. 

Bei Kirchthünmen wird häufig das Thurmkreuz als Auffang⸗ 
ſtange benützt, und werden mit demſelben die Leitſchienen verbunden. 
Wenn Gebäude mit Metall eingedeckt find, werden die Auffangſtangen 
mit der Metallbede verbunden, und dieſe genau mit den metallenen 
Dachwaſſerabfallröhren in Verbindung geſetzt, an deren unterem Ende 
die Ausleitung bis in die feuchte Erde geführt wird. Mehrfach und 
mit gutem Erfolge ſind an Stelle der Leltungsſchienen an den Mauern 
bloß 3 Zoll breite mit den kupfernen Dachſäumen und Rinnen in ge⸗ 
naue Verbindung gebrachte Kupferſtreifen angewendet worden, 

Die Höhe der Auffangſtangen richtet ſich je nach den Verhält⸗ 
niſſen, und es wird angenommen, daß dieſelben höchftens einen Um⸗ 
kreis, deſſen Halbmeſfer ihrer doppelten Höhe entspricht, gegen den 
Blipfchlag zu ſchützen vermögen; die Stellung und acht der Auf⸗ 
fangſtangen richtet ſich nach der Abgrenzung dez Bauohjectes. 

Die Verwendung von Drahtſeilen ftatt der Ablettungsfchienen 
hat ſich in Bezug auf Dauerhaftigkeit und Zweckmäßigkett in der 
Praxis nicht bewährt. 


Da übrigens die Anſichten über die zweckmäßigſte Gonftruction der 
Bligableiter nach Maßgabe der fortſchreitenden Ergebutſſe der wiſſeuſchaft⸗ 
lichen Forſchungen im Gebiete der Phyfik und Mechanjk noch immer Aen⸗ 
derungen unterliegen, und insbeſonders die, bet der jetzigen Baupeiſe 
oft maſſenhaft eintretende, Verwendung von Metallen von Fall zu Fall 
beſondere Vorſichten in der Conſtructionsweiſe nöthig macht, hat es 
die Geſetzgebung mit Recht nicht für angemeſſen erachtet, beſtimmte 
allgemein bindende Vorſchriſten hierüber zu erlaſſen. 

Friedr. Hauer. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nach Artikel XIY des oſterreichtſch⸗ltalienſſchen ſyrſedensvertrages 

vom %. October 188 ſind diejenigen Perſonen, welche zur Zeit 

des fyriedensſchluſſes „habitants von Lombardo⸗Venetien waren, 

nicht als öſterreichiſche Staatsburger zu betrachten, wenn ſie nicht 

die Erklarung abgegeben, in die öſterreichiſchen Staaten ſich zurück⸗ 
ziehen zu wollen ). 


David A. iſt im Jahre 1814 in Raguſa geboren, erwarb ſich 
aber ſpater ſelbſtſtändig in Trieſt das Heimatsrecht und überſtedelte 
im Jahre 1854 nach Veuedig, woſelbſt er ſich anſäßng machte. Es 
eniſtand nun im Jahre 1870 Streit darüber, ob David A. Staatg⸗ 
angehöriger von Oeſterreich oder Itallei ſel. Auf der einen Seite 
wurde geſagt, daß nach den für das lombardiſch⸗venetianſſche König⸗ 
reich beſtandenen Domicilsvorſchriften David A. durch ſeine „Uns 
ſäßigleit“ in Venedig und durch die bethätlgte Absicht, daſelbſt blei⸗ 
bend ſich niederzulaſſen, in Venedig die Juſtäudigkeit erlangt habe. 
Nur daun, wenn David A., welcher auch zur Zeit des öſterxeichiſch⸗ 
italteniſchen Friedensvertrages ( ober 1866) ſeinen Wohnſitz in 
Venedig beſaß, erklärt hätte, er e öſterreichiſcher Staatsbürger ſeln, 
würde er die oſterreichiſche Staatsbürgerſchaft erworben, beziehungsweife 
beibehalten haben. Auf der anderen Seite meinte man, daß Artikel 
XIV des eitirten Friedensvertrages ſich lediglich auf folche Bewohner 
oder Eingeborene des abgetretenen Gebiets beſchränke, die mit ihrer 
Familie innerhalb Jahresfriſt nach Oeſterreich ſich zurückziehen, io wie 
auf die gegenſeftig aus dem abgetretenen Gebiete gebürtigen Judividuen, 
welche in öſterreichſſchen Landen anſäßig waren und nach Italten 
überſtedeln wollten. 

Das um Verfügung, reſpective Entscheidung angegangene k. k. 
Miniſterinm des Innern thellte die Aeten dem k. und k. Min 
der auswärtigen Angelegenheiten zun Wohlmeinung mit, und letzteres 
äußerte fich unter Bezugnahme auf Artikel XIV. bed Friedenever⸗ 
trages mit Italien vom Jahre 1866, welcher, ſo weit er in Betracht 
kommt, lautet: 

„Die Bewohner oder Eingeborenen des abgetretenen Gebiets 
(les habitants ou originaies du territoire cede) ſollten während 
eines Zeltraumes eines Jahres und auf Grmdlage einer bei der 
competeuten Behörde abzugebenden vorläufigen (préalable““) Erklärung 
die Freiheit genießen, ſich mit ihren Familien in die Staaten ſeluer 
l. k. Apoſtoliſchen Majeſtät zurückzuziehen, in welchem Falle denſelben 
die oſterreichiſche Staatsbürgerſchaft gewährt bleibt. Dielelbe Freiheit 
wirb gegenſeitig den aug den abgetretenen Gebieten gebürtigen 
Individuen (individus origmaires), welche in den Staaten des 
Kaiſerg von Oeſterreich auſäßig ſind, zugeſtanden“, wie folgte 
Die Entſcheidung der Frage, ob David A. öſterretchiſcher oder 
italjeniſchet Staatsangehörlger ſei, häuge ab von dem Umſtande, ob 
er im Jahre 1866 in Trieſt oder in Veuebig zuftändig war. Nun 
Mgurire Davtd A. in den Berölkerungsliſten von Venedig als 
Fremder, erſcheine hingegen noch in denen von Trieſt als dort ange⸗ 
pörig. Ein Sohn des David A. habe nach dem Friedensvertrage von 
1866 die Bewilligung zur Auswanderung aus Defterreich erhalten. 
Es fei endlich nicht dargethan, daß David A. in Venedig die Zu⸗ 
itändigleit thatſächlich erworben habe. Somit jet David A. in Trieſt 
zuſtäudig und erſcheine noch als öſterreichiſcher Staatsangehöriger. 
Es fönne dagegen nicht eingewendet werden, daß David A. die öfter: 
reichiſche Staatdangehörigkeit nur damn berbehalten hätte, wenn er die 


J Mau vergleiche Jeilſchrift für Verwaltung. II. Jahrgang (1869), Nr. 16, 

Seite 62 
) Vorläufig“ muß bei richtiger Auffaſſung den Wortes pröslable als 

„voranögehenb“ gedeutet werden. Anmerkung des Einſenders. 
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nach Artifel XIV des Friedensvertrages erforderliche Erklärung recht⸗ 
zeitig abgegeben, denn David A. gehöre nicht unter jene Kategorie 
von Perſonen, welche der Vertrag als originames ou habitants du 
territoire ceddé bezeichnet, und es wäre nicht au ihm geweſen, eine 
Erklärung abzugeben. 

Das k. k. Mintfterimm des Innern jedoch (1. März 1871, 
3. 1464, 18. November 1870, 3, 17.091) hielt den David A nicht 
für einen öſterreichiſchen Staatsangehörjgen, denn er jet ohne allen 
Zweifel babitant du territoire cede geweſen, und habe uach der 
Abtretung Venettens die im Artikel XIV des Friedensvertrages den 
Bewohnern des abgetretenen Gebietes vorbehaltene Erklärung wegen 
Beibehaltung der öſterreichtſchen Staalspürgerſchaft uicht abgegeben. 
Aber auch wenn die Zuftändigkeit für die Frage maßgebend wäre — 
was nicht zugegeben werden könue, — ſo habe im vorliegenden Falle 
David A. auch in Venedig die Zuſtändigkeit erlangt, denn nach deu 
für die venetianiſchen Provinzen zu der fraglichen Zeit geltenden 
Domicilsvorſchriften ſel zur Erlangung der Zuſtändigkeit in einer 
Gemeinde nur die factiſch bethätigte Abſicht ſich bleibend nlederzu⸗ 
laſſen erforderlich, was bei David A. zukreffe. 

Aumerkung des Einſeudergs. Die Auffaſſung des k. k. 
Miuiſteriumg des Innern, wonach David A, nicht als öſterreichiſcher 
Staatsbürger betrachtet werden kann, ſcheint vor Allem dem Ge⸗ 
jebesterte zu entſprecheu. Denn mau muß wohl bedenken, daß das 
Wörtchen „ou“ in der fraglichen Geſetzesſtelle im Originalfriedeng⸗ 
terte ſich findet und daß der Artikel uicht uur von origmaires du 
territoire cede handelt. Das Wörkchen „ou“ tann, obſchon „les“ 
vor originaires nicht wiederholt iſt, was vielleicht hä ſchehen 


ſollen, nicht als Gleichſtellung, als Erplication, nicht iu der Bedeu⸗ 


tung von „c'est à dire“, ſondern muß als Ditzjunetion, als „ent: 
weder“ „oder“ aufgefaßt werden, weil ſich nicht wohl behaupten 
läßt, daß die Worte habitant und originaire gleichbedentend find, 
man kann int Gegentheile Bewohner einetz Gebiets fein, ohne von 
dort abzuſtammen, und man kann aus einem Gebiete abſtammen, 
ohne es zu bewohnen. — Daß habitant auch nicht mit „zuſtändig“ 
überfept werden darf, ſpringt in die Augen. Wenn aber habitant 
und zuständig eines wäre, dann würde David A. anch iu Venedig 
zuſtändig fein, weil er dort thatſächlich habitant iſt. Hätte mau 
endlich im Artikel XIV nur von ſolchen Perſonen ſprechen wollen, 
die in Lombardo-⸗Venetken zuſtändig waren, fo würde man die Be⸗ 
zelchuung „Les sujets Lombardo-Venetlens“ gebraucht haben, gleich 
wie dieſer Ausdruck im Artikel XV des nämlichen Trartals und um 
Artikel XII des Züriches Vertrages vom Jahre 1859 zur Anwen⸗ 
dung gekommen iſt. Es genügt baher, daß David A. zur Zeit des 
Friedensſchluſſes in Venedig feinen Wohnfig gehabt und dieſen Mohn: 
ſi beibehalten hat, daß er ferner die Erklärung, die öſterreichiſche 
Stagtsbürgerſchaft ſich wahren zu wollen, uicht abgegeben hat, um 
daraus folgern zu dürfen, daß er öſterreichiſcher Staatsbürger zu ſein 
aufgehört hat E. 


Privatrechtliche Einwendungen gegen eine gewerbliche Betriebs⸗ 
anlage, welche ſich lediglich gegen dir Waſſerwerksanulage richten, 
können den Ab ſpruch uber die gewerbliche Zuläſſigkeit der Anlage 
nicht aufſchieben. (§ 36 Gew. Ordg. u. § 88 des böhm. Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes v. 28. Auguſt 48 70.) 

Desgleichen konnen privatrechtliche Einwendungen dex Art, paß fie 
die Mug hrung einer Betriebsanlage vom privatrechtlichen Stand⸗ 
punkte aus nicht unbedingt zu behindern vermögen, nicht nach 
Maſigabe des $ 30 Gew Ordg. in Beachtung gezogen werden. 


Anläßlich der Erſtattung der Anzeige durch Franz G. in S. 
bei der Bezirkshauptmannſchaft in L., daß er die auf feinem Grunde 
im „Preußenwalde! entſpringenden Quellen in einem Teiche zu fans 
meln und an dieſem Teiche eine Mühle mit Einem Mahlgange zu 
errichten beabſichtige, wurde vom Bezirkshauptmanue eine commiſſio⸗ 
nelle Verhandlung anberaumt, bei welcher von den Anrainern folgende 
Einwendungen gegen die Anlage vorgebracht wurden: a) von dem 
Anrainer Joſef P. die Einwendung, daß er durch Ueberfluthen feiner 
Wieſe beſchäbiget und in feinem Wieſenbewäſſerungsrechte beeinträchtigt 
werden würde, und daß er die Anlegung des nothwendtgen Unter⸗ 
grabens auf ſeiner Wieſe nicht geſtatte; b) vom Amainer Sofef R., 
daß er gleichfalls in feinem Wieſenbewäſſerungerechte beeinträchtigt 


werde, und daß er durch das Betreten feiner Wiefe durch das Vieh 


des künfktgen Müllers, wie auch durch das Befahren derſelhen Schaden 
erleiden würde; c) von der Domatne O., daß man zu dem Grund⸗ 
complere des Franz G., „Preußenwald“ genamit, mir auf den durch 
die herrſchaftlichen Waldungen führenden Waldwegen die nur zur 
Bringung der Forſtproduete beſtimmt ſeien, gelangen könne; daß 
dieſe Wege nicht, wie G. behauptet, öffentliche Fahrwege ſeien, und 
daß die Domäne gegen die Benützung dieſer ihr eigeuthümlich 
gehörigen Wege zu gewerblichen Zwecken proteſlire. 

In erſter Inſtunz wurden die Einwendungen der Anrainer D 
und R. betreffs der Wieſenbewäſſerung und des Waſſerabfallgrabens, 
dann jene der Domäne O. betreffs der Wege als Einwendungen 
privatrechtliche Natur angeſehen und im Grunde des $ 36 der Gew. 
Ordnung zur vorläufigen Austragung auf den Rechtsweg verwieſen. 

Die Statthalterel hat dieſe Eutſcheidung inſoferne abgeändert, 
als ſie die obangeführte Einwendung der Domäne O. nicht für 
elne privatrechtliche hielt, daher die Verweifmg derſelben auf 
den Rechtsweg behob, den Recurrenten Franz G. aber amvies, vorerſt 
den Abſpruch über die Oeffentlichkett des in Frage ſtehenden Weges 
durch Veraulaſſung einer dahin abzielenden beſonderen Verhandlung 
im geeigneten Wege zu erwirken. (Hiemtt wollte die Statthalterel 
den Rfecurrenten offenbar an die Entſcheldung der autonomen Organe 
verweiſen.) 

Das Minifteriun des Junern hat unterm 27. Jauner 1871, 
3. 16.276 ex 1870 dem gegen die Stakthaltereientſcheidung 1 1 
Recurſe des Franz G. Folge gegeben und unter Behebung der Entſchei⸗ 
dung der heiden unteren Inſtanzenr angeordnet, „daß über die Frage, ob 
die von dem Necurxenten beabfichtigte Anlage eines Waſſerwerles in 
öffentlicher Beziehung zuläſſig ſei oder nicht, ſowie bezüglich der Ge⸗ 
nehmigung der gewerblichen Betriebsanlage einer Mahlmühle nach 
Maßgabe der Beſtimmungen des Landesgeſehes vom 28. Auguſt 
1870, Nr. 71 L. G. B. über die Benützung, Leitung und Abwehr 
der Gewäſſer, dann gemäß der Gemerbeorbmmg vom 20, December 
1859, Nr. 227 R. ©. Bl. die inſtanzenmäßige meritoriſche Ente 
scheidung unter Freilaſſung des Recurſes einzutreten habe; — indem 
die in den angefochtenen Exläſſen der Unterbehörden als ſolche be⸗ 
zeichneten prrwatrechtlichen Einwendungen der Anrainer Joſef P. und 
Joſef R. uur gegen die von Franz G. beabfichtißte Waſſerwerkganlage 
gerichtet, daher nach Maßgabe der Beſtimmunßen des $ 88°) des 
bezogenen Landesgeſetzeß vom 28. Auguſt 1870 zu behandeln ſind; 
daß ferner die khrer Natur nach gleichfalls privatrechtliche Einwen⸗ 
dung der Domäne O. bezüglich de Efgeuthnmes des von Sch. nach 
L. führenden Weges die in Frage ſtehende gewerbliche Betriebzaulage 
nicht unmittelbar berührt, und ſelbſt wenn fle begründet wäre, die 
Ausführung der vou G. projectirten Mühlankage vom privatrechtlichen 
Standpunkte aug nicht unbedingt zu verhindern vermöchte; ſomtt 
für die Verwaltungsbehörden lein zureichender Grund vorließt, ben 
meritoriſchen Ausſpruch über die Juläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der 
in Frage ſtehenden Mühlanlage in öffentlicher Beziehung abzulehnen“. 

Fur die Nichtbeirrung des Abſpruches über die gewerbliche Con⸗ 
eeſſionsertheiluug durch die vorgebrachten Einwendungen waren dem 
Miniſterinm folgende Motive maßgebend: 

„Gemäß der §§ 17 und 18 des böhm. Waſſerrechtsgeſetzes be⸗ 
darf eß zu jeder Waſſerwerksanlage, insbeſonders zu jedem Trieb⸗ und 
Stauwerke, einer Bewilligung, die nach Maßgabe diefes Gefehes 
zu erwirken und zu ertheilen iſt, Sind Unternehmungen zur Bes 
nützung der Gewäſſer mit gewerblichen Betriebsanlagen verbunden, 
fo ftub gemäß $ 85 des böhmiſchen Waſſerrechtgefetzes die nach dieſem 
Geſetze erforderlichen Amtshandlungen, ſowelt als thunlich, unter 
Einem mit den durch die Gewerbeordnung vorgeſchriebenen Verhand⸗ 
lungen zu pflegen. Aus diefen geſetzlichen Beſtimmungen ergibt ſich 
die Folgerung, daß auf Waſſerwerksanlagen auch dann, wenn ſie mit 
gewerblichen Betriebsanlagen verbunden find, die Beſtimmungen der 


is des böhm. Landesgeſetzes vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 71, 
„üer Benſtßung. Leſtung und Abwehr ber Genffier*, lautet: 

„Murde gegen ein Unternehmen, gegen welches in öffentlicher Beziehung kein 
Anſtaud abwaltet, ein auf einem Privatrechtstitel gegründeter Einſpruch erhoben, 
über welchen bie pofitijche Behörde auf Grund dieſeg Gelehed zu enkſchelden nicht 
berufen iſt, jo hat diefelbe zu verfuchen, benfelten im gütlichen Wege beizulegen. 
Gelingt dies nicht, fo hat die politlſche Behörde lediglich die Eutſcheidung zu fällen, 
daß das Unternehmen in öffentlicher Beziehung auffällig dei. 

Zur Austragung der privotrechllichen Einwendungen bleibt der Rechtsweg 
vorbehalten. 


Waſſerrechtsgefetze Anwendung zu finden haben, und daß eventuell 
das Verfahren nach leßterem Gefeße ganz abgeſondert von jenem, 
welches die Gewerbeordnung vorſchreibt, durchgeführt werden könne. 
Als weitere Folge aber ergibt ſich dann die, daß die gegen eiue ge⸗ 
werbliche Betriebzanlage erhobenen Gimvenbungen, welche ſich nur 
gegen die mit derſelben verbundenen Waſſerwerksanlage beztehen, nicht 
nach der Gewerbeyrdnung ($ 36), ſondern nach dem Waſſerrechts⸗ 
geſetze ($ 88) zu behandeln kommen.“ 
A. R. v. W. 


Dir Bedeutung der ſtatiſtiſchen Forſchung für die Verwaltung “). 


nuſere Statiſtir hat ſich bis nun ansſchlleßlich mit gemtifen wiethſchaftlichen 
Fragen beſchäftigt und das wichtigste Materkal im Staate, den Menſcheu, nur in 
Auferft untergeordneter Welſe und auch da nicht mit Rücksicht auf das wichtige Mor 
ment ber Rate behandelt. 

Mir greifen aus den Etaebuthhen der Aſſenttrung eine Reibe von Bifferie her 
aus und gewinnen aus deren Berechnung nicht unnittereſſante Daten 

Es ergeben ſich für eine Reihe von Jahren folgende mittlere Körpergröße Dei 
den in nachſtehenden Ländern Aſſentirten: in Dalmatien 64.5 Mr. g., in Kärnten 
nud Krain je 68.4 Wr. Z., im Küſſtenlande, der Bucowina, daun in Tirol je 69.8 
W. Z., in Solzburg, Bohnen, dann Eroatlen und Slavonien je 68.0 W. 3, in 
Mehren 62.9 W B., in Oberöſterreſch und Schleſien 62.8 W. 3. in Niederösterreich 
Steiermark und Salzburg 62.7 W. Z,, in Galizien 62.6 W. 8. in Ungarn 62.4 
W. g. Man hat andernorts darauf außnerklam gemacht, daß Civillſation und hö⸗ 
herer Wuchs mit einander Hand in Haud zu gehen pflegen. Jun Allgemeinen wird 
dies auch durch die Erfahrung bestätigt; aber dal Racenmoment Überwiegt hier 
offenbar das geſellſchaftliche, denn es wird Nieinanden einfallen den Boetheſen hin. 
ſichtlich der Gtoififalton höher zu ſteſlen als den Dentſchen. Mie laben biefe Daten 
hier zu dem Zwecke gebracht, urn auf die großen Differenzen hinzuwelſen, welche ſich 

lüzelnen Theilen der Monarchie hinſichtlich der Körperentwicklung geben. Sollten 
biefe Erſcheſnungen nicht dazu anregen, die betreffenden Studlen auch auf andere 
Gebiete zu überkragen, reſpeckive fortzuſetzen? Eine Vergleichung der verfehiebenen 
Verbrechen nach Zahl und Act bel deu einzelnen Stämmen mit Berückſichtgung des 
londlichen oder ftädtiſchen Oomiefls würde unſtreilig über die geifligen und ſiltlichen 
Zuſtände gewiſfer Racen höchſt lehrreſche Anſſchlüfſe geben. 

Der Umſtand, ob der Inenſpat dag erſte Mal oder öfter eine Verurteilung 
erlitt, würde mit Rütkſlcht auf die verſchiedene Natlonalität desſelben ven hoher Bes 
deutung fein. Wir eillren hier nur eln bezügliches Fackum. Un des Beiſpiels willen 
möge es und geftatfet fein, für den gegebenen Angenblick die Zahl der im Lemberger 
Slraſhauſe beteuirten Sträflinge einestheſlo nach den Motiven der Verurthellung. 
auderſells nach Nationalitäten geondert ius Auge zu faſſen. Da ſtellt es fich denn 
heran, daß die Hänfigften Mecıbiven bel jenen Polen und Rnthenen vorkommen, bie 
im Kerker die meiſten Bedingungen ihres Wohlbehagens finden, eine Keflere Eruäh⸗ 
rung und Unterkunft als daheim, ohne bie Verpflichtung zur schweren Arbeit, ein 
befferes Belt als fie es zu Hauſe je beſaßen und zweimal in der Woche Fleisch, das ſie 
ſonſt in der Regel nur zweimal im Jahre gentehen. Von den inhaftiten Zigevnern 
aber, bie bei ihrem Romapenleben auch all den Comfort entbehren, den ſie heute im 
Kerker antreffen, war früher lein einziger im Gefängniß abgeſtraft geweſen, was 
wohl ale Beweis dienen kann, wie mächtig die Beſchränkung der Freiheit auf biefen 
nomadiſtrenden Stamm wirkt, denn es wird kein einziger bereite einmal erngeſperrter 
Zigeuner angetroffen. 

Wenn man in den Volkäßewegungsanswerſen nicht mehr nur die Provinzen, 
fondern auch gemiffe Beßlrke in Bekracht ziehen wird, welche gewifſe Bolkeftäume in 
vorherrschender Menge umichließen, dann wird man im Stunde ſeln zu benrtheilen, 
wie ſich die verschiedenen Nattonalitäten hinſichllich der Trauungsverhältniſſe, der Ge. 
burlenzahlen und der Sterblichkeit zu einanderlverhalten. Man wird aus den anf ſolche 
Weife erhaltenen Ziffern Anhaltopunkte zur Beurtheilung mancher ſittlichen und phyſio. 
logischen Zuſtände gewinnen. Man wird die Ursachen der Zu oder Abnahme ein. 
zelner Volfaftänme im Allgemeinen ober nur nach beftimmten Gegenden zu ermeſſen 
im Slonde fein und die Bebentung einer ſolchen Erkenntulß unter den gegebenen 
Verhöllniſſen darf gewiß nicht unterſchätzt werden. 

Ueberhaupt thäte es Noth, daß die ſtatiſtiſche Jorſchung bel und in Defterzeich 
and jeuem platoniſchen Berhäftniffe, in welchem fie hente zur Verwaltung und zum 
Leben überhaupt ſteht, heraugtrete und wahrhaft befruchtend wirke. Zu dieſem Ber 
hufe muß fie and den Feſſeln des starren Formalismus erlüct werden, der ku der 
Tabelle das Icpte Ziel aller ftatifiifchen Beſtrebungen ſucht. Als einen kleinen Ber 


) Aus dem „Wanderer“. 


weis, was nach bieſer Richtung zu leisten wäre, neunen wir die detaillirte uiſſeuſchaft. 
liche Behandlung der Ergedniſſe der Aſſentirungen in den einzelnen Gemeinden des 
Reiches. 

Es gibt kein Mittel, zu fo genauer Kenntuifj einer großen Reihe körperlicher 
Zuſtände der Bevölkerungen zu gelangen, als eben das Sfublum, reſpeellve bie ſachge 
mäße Beurthellung der gedachten Daten, 

Die Verhältwiggagt der wegen verſchiedener Gebrechen in ben eluzelnen Ge. 
genden untauglich Befundenen zeigt die geographiſche Verbreitung gewiffer phyſiſcher 
Unvollfommenbetten unter der Bevölkerung. Es gibt keinen Ort, um die Verbreitung 
des Kropfes, des Ereliniümus, des Zwergwuchſes, der verſchiedenen augebornen und 
erworbenen Gebrechen überhaupt fo leicht zu erheben, ald den Afſentplaß, und aus der 
Erkenntniß der verſchiedenen pathologiſchen Zuſtände ergibt fich mit einer beſtimmien 
Nothwendigkelt dad Bedürfulh der möglichen Abhilfe. Wenn man bie industriellen 
Bezirke eines Landes mit benen eines anderen vergleichen, und bei berjelben Beſchäſ⸗ 
tigungsweiſe der Bevolkerung hochſt differente Zahlen antreffen wird, jo ift man be. 
rechtigt, auf bie Verſchſedenheit von Zuſtänden zu schließen, deren Abhilfe gar oft 
möglich wird. 

Soll jener Zweck aber erreicht werden, mitffen Militär und Cioilbehörden 
Hand in Hand gehen, um bad nöſhige Malerlale in ber richtigen Auswahl beizuftellen. 
Es kaun dann nicht ausbleiben, daß ſich der Geologe und der Chemiker (jun: Unzer 
ſuchung der Wäſſer) der Technologe und der Klinker, der Metenrofoge und der Dir 
Bagoge u. J. f an Arbeiten belhelligen werden, deren lebtes Biel eine Verbefferung der 
yhyſiſchen und geiftigen Zuſtände ber Bevölkerung fein wird. 

Man wird in dem Menfchen das verlfſßlichſte Reagens für die verſchtedenſten 
natürlichen und geſellſchaftllchen Einfläffe erkennen und aus deſſen körperlichem Ger 
beißen berechtigte Rückſchlüſſe auf die Salubrität der Gegend folgern. Es wied ſich 
dann darum haudeln zu beurtheilen, bis zu welchem Grade die Momente, welche 
ſchädlich einwirken, obſtellbar finb oder nicht, wo das natürliche, wo das geſellfchaftliche 
Moment in dem Grade itherwiegt, daß menſchlſche Beſtrebungen vergebeng bleiben und! 
ſo fort, Aber wie dem auch sel, ed werden ſich Immer und immer Anhaltspunkte für ein 
vernünftiges Einschreiten ergeben, der Hinweig anf bie Verhälkniſſe, bie uabwelslich 
feheineu, wied Beſtreßungen zur Abhilfe Ing Leben rufen. Die Wiſſenſchaft wurd es 
Mich zur Aufgabe machen, den Menſchen von dem erbrüdenben Elufluſſe gewiſſer 
Naturgewalten zu emanelplren und der alte Satz: „Daß Wort iſt Fleiſch geworden“, 
wird inſoferne für den Staat mit Hinblick auf die Statiftit Bedeutung gewinnen, ala 
aus der todten Ziffer neuetz verebeltes Leben erſtehen wird. 

Alles dies verlangt aber, daß man ſich In den betreffenden Kreiſen darſther 
klar werde, daß Gtatiftit nie Zweck, ſondern inner nur Mittel zum Zwecke fein oll. 
Man ftelle an die Staliſtik gewiſſe Fragen, auf deren gründliche Beantworkung man 
bringe, man überlaſſe es aber nicht gerade den Statiftifer, nur bad zu behandeln, nad 
ihm eben poffend ſcheint Daß man diefen Standpunkt bei uns in Oeſterreich nicht 
eingenommen, hat Zuſtände geſchaffen, wie fle lelder nach dleſer Richtung fonft mie» 
gende in der cioilifizten Welt angetroffen werden. 

Soll das denn auch hier niemals anders werden? Da gibt es fogenannte 
pralliſche Leute, die verlangen, die omtliche Statifttt folle adminiſtratkv, und nichts 
old adminiſtratio fein — die Wiſfenſchaft iſt ihr bete noira. denn „der Mutzen, ben 
ſie für dag gehen bringe, iſt ein problematiſcher. Diefer Standpunkt muß aufgegeben 
werden, ſoll Oeſterreich nicht noch ferner hinter dem Bruberftanune zurückblelben, ber 
nur dadurch auf feinen jehigen Standpunkt gelangt ift, well er ber praktiſchſten Frage 
in Allein und Jedem die wiſſenſchaftliche Seite abzugewinnen wußte und umgekehrt. 
Die Wiſſenſchaft ift allerorts daß Belebende — ohne dieſe Bleibt die beſte „abminie 
frative Statiſtit“ imuner uur ein ober Körper, ein ſinneverwirrender Biffeenwuft. 

Dr. Glatker. 


Verordnungen. 


Erlaß des 1. I. Minifterims für Landesvertheidigung vom 19. April 1871, 
3. 178 Pracs., betreffend die Randwehrbienitpflidt der in einer Correekfous⸗ 
anſtalt befindlichen Landwehrmünner. 

Auf eine vorgekommene Anfrage, ob und in welcher Weiſe die in einer Corree⸗ 
tonshaft befnudlichen gandwehrmäuner zur Erfüllung ihrer Landwehrdienftpflich! 
zu verhalten jelen — findet dag Miniſtertum fin Ranbeövertheibigung anf die bezuglich 
der Urlauber und Reſerviſten In dieſer Richtung von dem Reichäkrtegsminiſterium 
mit hem Miniſteriunt für Landetzertheidtgung und öffentliche Sicherheit vereinbarte 
Circulatverordnung vom 14. März 1868, Abthellung 2, Nr. 1208, zur Darnach⸗ 
achtung hiuzuwelſen und nachſtehende analoge Beſlim mungen für die k. k. Landwehr 
zu erlaſſen. 

Bei der Füllung des Erkenukniſſes anf die Abgabe von aicht activen Land 
wehrmännern in Iwangserbeitäanftalten und hinſichtlich ihrer Auhaltung in den⸗ 
Gelben, in welchen Beziehungen bie diesfälligen allgemein gelteuden Derectiven in An. 
wendung zu kommen haben, ſteht den Raubwehrbehörben eine Einflußnahme nicht zu. 
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Im Jutereſſe ber augenbliclichen Verfügbarkeit folder in Zwangsorbeitsauftolten 
angehaltenen Laudwehrmänner zur acliven Dienftleiftung, wich die Einberufung der. 
felben zur Erflülung ihrer Laudwehrdienſtpflicht don anderen als den in dieſer Rich. 
tung überhaupt beſtehenden Mobalitäten nicht abhängig gemacht; dieselbe Int aber 
bis auf Weiteres nur iim Falle der auf Beſehl des Katfers erfolgten Einberuſung und 
Mobilmachnug ber Landwehr ($ 2, J. MW. ©.) laß zu greifen. 

Bon jeder Abgabe eines Landwehrmanues in eine Zwangzorbeltsauſtalt und 
won beifen Emtlaffung aus berfelben, gleichwie bei poſtzeilichen Abſchteßungen ober 
Abſchaffungen vou Laudwehrperſonelt an einen auderen Anfentbaftsort hat die Poll: 
oder politiſche Behörde die betreffende Landwehrevldenthalkung behufs der Evi 
denzberichtigung in Keuntniß zu ſeßen. 


Erlaß des Miniſters des Zunern vom 25. Jänner 1871, 3. 16125 beireſſend die 
Auftellung von Neiſepäſſen au ine je DEN weilende wehrpflichtige Staats: 
angehörige. 


Ini Awede der möglichften Evibenghaltnng der im Auslaude ſich aufbaltenden 
wehrpflichligen Oeſterreicher findet bad k. k. Miniftertum bed Innern im Einvernehr 
men mit ben Beidelligteu fibrigen Dinifterieu hiermit zu verordnen, daß bie Buftelung 
von Reifepäffen an die in Auslende wellenden wehrpflichtigen Staatzaugehbeigen von 
unn au uur int Wege der betreffenden k. und . Vertrehmgäbehörben (Difftonen, Con, 
ſularämker) veranlaßt werde 

Euer wollen biedfalld den Letreffenden Deganen beö unter 
ſtehenden Verwallungögebletel die entsprechenden Weisungen erkbeilen. 


Erlaß des Miniſters des Junern vom 30. Mal 1871, Z. 6648, hetreſſend die 
Comfetenz zur Eutſchetbung iiber Auſprüche auf das Armendelttel der Wer: 
Infienfcjaften ab intestato verftorbener Weltſelſtlicher. 

Zur Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges bet Entſcheldungen Über bie 
Anſprüche aemer Verwandten auſ das Armendrſttel ber Verlaſſenffhoften der ohne 
Teftoment verftorbenen Weltgeiftlicjen beehre ich mich... zur eigenen 
Darnochochtung und enifprechenden Weiſung an bie unterſtehenden Behörden zu er» 
öffnen, daß dieſenige polttiſche Behörde erſter Inſtanz zue Entscheidung 018 competent 
anzusehen Ift, in deren Bezizte ſich der im fpecieflen Falle zur Juteſiat Erbfolge be. 
rufene Armtenfond befindel. 


Perſonalien. 

Se. Majeſtät haben dem Director des Poſteurobuxenus im Handelaminl⸗ 
ſterium, Miniſterialrath Anton Hoffmann den Orden der eiſernen Krone II. 
Elaſſe ſarfrel verliehen 

Se. eftät haben den Segetär der Brünner Handels, und Gewerbe. 
kammer Dr. Franz Migerka zum Sectiongrach im Handel miniſterfum ernannt. 

Se. DMajeftät Haben dem me in Handelsminiſterium Dr. 
Vincenz Klu n bel deſſen Penſionirung dle A. h. Zufriedenheit ausgedrückt. 


Erledigungen. 


Zwölf 1. f, Bezieldargtesftellen in Steiermark u, z. in Graz, Indenburg, 
Deurau, Liegen, Welz, Harkherg, Brud, Feldbach, Leſbniß, Marburg, Delta und 
Sm mit k 800 fl. Jahresgehalt und uinquennalgulage, bis Ende Auguft. (Aartobl. 

r. 172 

Gontrotoräftelle bet der gandeshaupfaſſe in Linz mit 1500 fl Gehalt und 
gegen Caution, big 6. August, (Amtabt, Her 172. 

Gonceptsadjunctenſtelle in Serainmit 400 fl. Gehalt jahrlich bis Ende Sult, 
(Amtskl Nu. 172.) 

Gontumaßdfteclorsftele in urin in der Bucowina nıtt 600 fl. Fahresge⸗ 
Halt, Rohrealwmognung aber 100 f.. Duartlergel, eye eb eine Seiekätfieraopteß, 
file mit 400 fl. Gehalt jährtich, Bla Ende Sul. (Amtebl. NM. 172) 

Rechmungsofficiataftelle IM Glaſſe beim Rechnungsdepactement der . k. gan ⸗ 


desregierung in Czernowitz mit 600 fl. Jahresgehalt, Bis Mitte Nuguft. (Amtsbl. 
Nr. 173) 


Wauprakkicautenſtelle in Schleſiec mit 400 fl. Adjutum, bis 18. Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 178.) 

Kronkenhanzcontcolorſtelle, ſtädtiſche, in rend mit 600 fl. Jahregehalt 
und freier Wohnung bis 30. Jult. (Andsit. Nr. 178.) 

Geomueteräftellen für Niederbſterreich, anläßlich der Grundſtenerregulkrung 
mit dem Taggelde von 8 fl, bis 30. Indi (Amtabl. Nr. 178.) 

Kanzleiofficialsftelle beun Wiener Gentral-Taramte mit 600 fl. Gehalt und 
150 fl. Duarttergeld, bis 10. August. (Amtabl. Nr. 175.) 

Ober- Ingenieurs. und Sngenieuräftelle in Galizien, bis 15. (Auguſt. Amksbl. 
Nu. 175.) 

Nenn Gonceptspraktleantenſtellen beim 
Adjutum Jährlich. (Amtsbl. Nr. 178.) 

Münzgraveurſtellen in Kremnitz u. z. die erſte mit 1200 fl. Jahreagehalt, 
Naturolmohnung ober Unartiergelb und Hoſebepulat; die britte mit 800 fl. Ge. 
hall, Naturalmohnung oder Quarfiergeſd und Holzdeputat, bis 10. Auguſt. (Amtabl. 
Nr. 176 

Songleiffiiaette Tei der mähriſchen Finanzlandesdkrectton mit 700 fl. 
eventuell 600 fl. oder 500 fl., bis Mille Auguſt. (Amläbl. Nr. 176.) 


Wiener Megiſtrole mit je 400 fl. 


Du der f. Wiener Beitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtorl. 


